
Die Genfer Abkommen
Bei den Genfer Abkommen – oder 

auch Genfer Konventionen genannt 

– handelt es sich um Regeln, die ein 

Mindestmaß an Menschlichkeit auch 

bei kriegerischen Auseinanderset-

zungen gewährleisten. Sie bilden den 

Kern des Humanitären Völkerrechts. 

Es dient dem Schutz von Personen, 

die nicht oder nicht mehr an den 

Feindseligkeiten teilnehmen (z. B. 

Zivilisten und verwundete, kran-

ke oder gefangene Soldaten) und 

legt den kriegsführenden Parteien 

Beschränkungen hinsichtlich der Art 

und Weise der Kriegsführung auf.

Das Rote Kreuz hat die Aufgabe, 

für die Verbreitung dieser Regeln zu 

sorgen und auch deren Einhaltung 

einzufordern. Damit kommt der Rot-

kreuz- und Rothalbmondbewegung 

eine völkerrechtliche Sonderstellung 

zu. Dem IKRK wird durch seine 

Funktion im Rahmen des Such-

dienstes und der Gefangenbesuche 

eine besondere Rolle zugewiesen.

Außerdem werden in dem Regelwerk 

das rote Kreuz, der rote Halbmond 

und später auch der rote Kristall als 

anerkannte Schutzzeichen benannt.

Die erste Genfer Konvention von 

1864 wurde in den Folgejahren 

überarbeitet und durch weitere Ab-

kommen ergänzt. 1949 wurden sie 

in der heute gültigen Form verab-

schiedet.

An die Genfer Abkommen sind fast 

alle Staaten der Welt gebunden. 

Derzeit haben 196 Staaten die Gen-

fer Abkommen ratifiziert.

Aufgrund seiner besonderen 

Stellung als Nationale Hilfsgesell-

schaft wurden dem DRK-Aufgaben 

übertragen, die der Bundesrepublik 

Deutschland als Vertragsstaat aus 

den Genfer Abkommen erwachsen. 

Dies wird im DRK-Gesetz (DRKG) 

geregelt. Es ist ein Bundesgesetz 

zur Anerkennung des DRK als 

Nationale Rotkreuz-Gesellschaft 

auf dem Gebiet der Bundesrepub-

lik Deutschland und als freiwillige 

Hilfsgesellschaft der deutschen 

Behörden im humanitären Bereich, 

zur Zusammenfassung seiner 

zentralen Aufgaben und zum Schutz 

des Rotkreuz-Zeichens. Das Gesetz 

wurde am 16. Oktober 2008 vom 

Deutschen Bundestag verbschiedet. 

Es ist nach Unterschrift des Bundes-

präsidenten und nach Veröffentli-

chung im Bundesgesetzblatt am 11. 

Dezember 2008 in Kraft getreten.

Rechtsfragen im DRK
Das Referat „Bereitschaften, Kata-

strophenschutz, Verbreitungsarbeit, 
DRK-Recht“ beschäftigt sich auch 
mit juristischen Prüfungen, Stellung-
nahmen und Beratungen für den Lan-
desverband und seine angegliederten 
Kreisverbände, ausgenommen sozial- 
und arbeitsrechtliche Fragen. Um digi-
tale Formate und Umlaufverfahren für 
die Vereinsgremien der DRK-Vereine 
und anderen Organisationen des DRK 
weiterhin nach der Corona-Pandemie 
nutzen zu können, hat das Deutsche 
Rote Kreuz e. V. (der DRK-Bundesver-
band) und der Landesverband Empfeh-
lungen für entsprechende Satzungs-
änderungen für die Landesverbands-, 
Kreisverbands- und Ortsvereinsebene 
erarbeitet. Bei Neugründungen von 

GmbH’s und Stiftungen, die Namen 
und Zeichen des Deutschen Roten 
Kreuzes tragen sollen, müssen die ver-
bindlich erklärten Passagen ohne Än-
derungen übernommen und vom Prä-
sidium des Landesverbandes und vom 
Bundesverband genehmigt werden.

Ein weiterer Schwerpunkt des Refe-
rates lag auch in der Begleitung der Gre-
mienarbeit (insbesondere Präsidium, 
Landesverbandsrat, Landesversamm-
lung, Landesausschuss der Bereit-
schaften) und der verbandsrechtlichen 
Beratung der Landesbereitschaftslei-
tung und der Fachbeauftragten der Be-
reitschaften, u. a. auch im Rahmen von 
Beschwerde- und Disziplinarverfahren.

Seit Anfang 2022 betreut das Referat 
auch Sitzungen des DRK-Präsidialra-
tes, weil der Präsident des Landesver-
bandes, Hans Hartmann, den Vorsitz 
in diesem wichtigen Bundesgremium, 
ab 28. November 2025 für weitere vier 
Jahre, übernommen hat. Außerdem 
unterstützt das Referat bei Fusionen/
Zusammenlegungen/Downsizing von 
Kreisverbänden, um effizientere, leis-
tungsfähigere Strukturen zu schaffen 
(unter anderen 2025 bei der Verschmel-
zung der DRK-Kreisverbände Bremer-
vörde e. V. und Rotenburg (Wümme) 
e. V.). Das Referat berät bei Fragen zur 
zukünftigen Entwicklung der rotkreuz-
spezifischen Vereinsstrukturen auch in 
Bezug auf Ortsvereine.
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